
22.3381 Conseil national 982 8 juin 2022

Enfin, cette collecte d'informations existait jusqu'en 2008 et
ne posait pas de grandes difficultés.
Le Conseil des Etats a accepté la motion le 14 décembre
2021, par 23 voix contre 14 et 2 abstentions. Votre commis-
sion vous propose, par 14 voix contre 11, de suivre le Conseil
des Etats et d'accepter la motion.

Schwander Pirmin (V, SZ): Ich beantrage Ihnen namens der
Minderheit, diese Motion abzulehnen, wie das der Bundes-
rat übrigens auch tut. Der Bundesrat möchte vielmehr einen
Prüfauftrag, also die Umwandlung der Motion in ein Postulat.
Das haben wir jetzt aber nicht auf dem Tisch.
Um was geht es hier? Auch der Bundesrat hat die Frage ge-
stellt, ob diese Motion überhaupt umsetzbar ist. Der Bundes-
rat verneint dies in seiner Antwort. Wir müssen uns vorstel-
len: Die Motion verlangt vom Bundesrat, im Familienrecht ei-
ne Datengrundlage zu Unterhaltsentscheiden von Gerichten
zu schaffen. Die Motion spricht von Mikrodaten über nache-
helichen Unterhalt und vor allem auch über Unterhaltsverein-
barungen. Mikrodaten – wie wollen Sie diese erheben? Wie
wollen Sie den Gerichten sagen, welche Daten sie liefern sol-
len? Oder müssen da die Gerichte ihre Entscheide auseinan-
dernehmen und beim Bundesamt für Statistik die Daten mel-
den? Es stellt sich die Frage, ob das überhaupt umsetzbar ist.
Oder geht es der Motion darum, die Gerichte zu überprüfen?
Es macht den Anschein.
In der Begründung steht: "Nach einer Serie von Bundesge-
richtsentscheiden [...] befindet sich insbesondere das eheli-
che Unterhaltsrecht in starkem Wandel. Die Leitentscheide
bekräftigen eine Abkehr von verschiedenen Schutzklauseln
im Eheunterhaltsrecht" und vor allem "vom Konzept der le-
bensprägenden Ehe". Müssen wir das überprüfen? Ich erin-
nere daran, dass wir, als wir hier in diesem Saal das Fami-
lienrecht, das Unterhaltsrecht, das Sorgerecht, die Betreu-
ung geändert haben, immer darauf aufmerksam gemacht
haben, dass alles geändert wird, auch das Unterhaltsrecht.
Das wussten wir. Wir wollten aber eine Änderung erreichen.
Wir sagten in der Debatte über die Revision des gesam-
tenFamilienrechts immer, dass das Konzept der lebensprä-
genden Ehe ein alter Zopf sei, der ohnehin an Bedeutung
verliere.
Das Konzept der lebensprägenden Ehe betrifft zudem oh-
nehin nur die hohen Einkommen. Denn wie wollen Sie die
lebensprägende Ehe schützen oder weiterführen, wenn Sie
kein Einkommen haben? Die lebensprägende Ehe betrifft die
unteren Einkommen ja überhaupt gar nicht. Dort müssen Sie
vielmehr die Frage stellen, ob Sie nach der Scheidung zwei
Wohnungen bezahlen können. Das ist die Frage: Können Sie
das noch tun oder nicht? In den meisten Fällen können Sie
das eben nicht tun.
Es war also unsere Absicht, das alles zu ändern. Jetzt die
Gerichte zu beauftragen, Mikrodaten zu liefern, finde ich den
falschen Weg. Wir müssen nicht die Gerichte überprüfen.
Vielleicht müssen wir überprüfen, was wir selbst machen –
und zwar bevor wir uns entscheiden –, anstelle hier Mikroda-
ten bezüglich der Urteile zu verlangen.
Die Minderheit ist der Meinung, dass das, was die Motion
will – eben Mikrodaten zu erheben –, auch nicht machbar
ist. Die meisten Scheidungen werden über Scheidungskon-
ventionen vollzogen. Da müssen Sie dann alle Unterlagen
bezüglich der Scheidungskonvention entsprechend analysie-
ren. Das betrifft die Steuererklärung, die bisherigen Einnah-
men, die künftigen Einnahmen, die bisherigen Vermögen, die
künftigen Vermögen, das BVG; auch die dritte Säule müs-
sen Sie untersuchen. Das gehört alles zur Vereinbarung. Wie
wollen Sie das tun? Wollen Sie den Gerichten den Auftrag
geben, dass sie diese Daten erheben? Dann sagen die Ge-
richte, dass man, um diese Daten zu ermitteln, pro Gericht
zwei, drei Leute mehr brauche. Das ist aber nicht Aufgabe
der Gerichte. Wenn jemand solche Daten liefern kann, dann
sind es allenfalls die Gerichte. Aber es ist nicht die Aufgabe
der Gerichte, solche Daten zu liefern. Wenn Sie eine Schei-
dungskonvention haben, dann war es ohnehin der gemein-
same Wille, und wenn die Scheidungskonvention eingereicht
wird, muss der Richter überprüfen, ob ein Armutsrisiko be-

steht. Diese Prüfung wird gemacht, und somit brauchen wir
keine weiteren Prüfungen.
Ich bitte Sie, der Minderheit zu folgen.

Keller-Sutter Karin, Bundesrätin: Für den Bundesrat ist
auch unbestritten, dass für die allfällige Ausarbeitung neu-
er Gesetze eine Evaluation des geltenden Rechts nötig ist.
Der Bundesrat unterstützt von daher das Grundanliegen der
Motion. Wir sind uns auch in einem weiteren Punkt einig: Die
Datengrundlage kann sich nicht nur auf Unterhaltsentschei-
de beschränken, wie es im Titel der Motion angedeutet ist,
sondern es muss die gesamte Behördenpraxis in allen fami-
lienrechtlichen Belangen erfasst werden.
Bei der Schaffung der gewünschten Datengrundlage stel-
len sich verschiedene grundsätzliche Fragen. Deshalb ist der
Bundesrat gegen diese Motion. Welche Daten sollen über-
haupt erhoben werden? Darauf hat auch Herr Schwander
hingewiesen. Welche Daten und Datenbanken gibt es be-
reits? Braucht es ein neues Informatiksystem? Müssen neue
gesetzliche Grundlagen geschaffen werden? Hat der Bund
überhaupt die Möglichkeit, diese Daten einzufordern? Nicht
zuletzt stellt sich die Frage, wie viel es kosten wird und wer
diese Kosten tragen wird.
Das sind die Fragen, die der Bundesrat gerne beantwortet
hätte, bevor man eine solche Evaluation macht. Das ist unser
Anliegen. Wir haben deshalb auch gesagt, wir würden es be-
vorzugen, wenn diese Motion in einen Prüfauftrag umgewan-
delt wird und dann weitere Schritte unternommen werden.
Ich mache mir aber keine grossen Illusionen darüber, wie Sie
hier abstimmen werden. Ich möchte einfach noch einmal zu
bedenken geben, dass es für den Bundesrat sehr schwierig
ist, den Auftrag, so wie er formuliert ist, überhaupt zu erfüllen.

Präsidentin (Kälin Irène, Präsidentin): Die Mehrheit bean-
tragt die Annahme der Motion. Eine Minderheit Schwander
und der Bundesrat beantragen die Ablehnung der Motion.
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Flach Beat (GL, AG), für die Kommission: Im Zusammen-
hang mit der Beratung der Revision des Zivilprozessrechts
hat Ihre Kommission verschiedene Lösungsansätze zur Be-
rechnung von Fristen bei Eingaben an die Gerichte beraten.
Für die Zivilprozessordnung (ZPO) hat sich dann eine Lösung
durchgesetzt, die in der Kommission aber auch zur Frage An-
lass gab, ob es nicht möglich wäre, die Berechnung von Fri-
sten, die heute an verschiedenen Orten unterschiedlich ge-
regelt sind, zu vereinheitlichen. Deshalb hat Ihre Kommissi-
on am 7. April 2022 einstimmig beschlossen, die vorliegende
Motion anzunehmen.
Sie beauftragt den Bundesrat, einen Entwurf zur Vereinheit-
lichung der Fristenberechnung in der gesamten schweizeri-
schen Rechtsordnung zu erarbeiten. Dieser soll insbeson-
dere vorsehen, dass die im Rahmen der Revision der ZPO
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diskutierte Lösung auf Artikel 90 Absatz 1bis der Strafpro-
zessordnung, Artikel 40 Absatz 1 des Bundesgerichtsgeset-
zes, Artikel 20 Absatz 1bis des Verwaltungsverfahrensgeset-
zes, Artikel 38 Absatz 1 des Bundesgesetzes über den Allge-
meinen Teil des Sozialversicherungsrechts sowie Artikel 77
des Obligationenrechts und andere Gesetze, die im Rahmen
der Kompetenz des Bundes liegen, angewendet wird. Damit
sollen diese Artikel vereinheitlicht werden, was die Berech-
nung des Fristenlaufs angeht.
Diese Vereinheitlichung hätte automatisch auch zur Folge,
dass den im Moment bestehenden Unterschieden im Bereich
der Fristenberechnung auch auf kantonaler Ebene begegnet
werden könnte. Heute ist es zum Teil schwierig herauszufin-
den, wann welche Fristen zu laufen beginnen. Eine Verein-
heitlichung würde bestimmt Sinn machen. Es wäre auch an
der Zeit, mit dieser Arbeit zu beginnen, nachdem wir die ZPO
beraten haben.
Ich bitte Sie, Ihrer Kommission zu folgen, die einstimmig Be-
schluss gefasst hat.

Dandrès Christian (S, GE), pour la commission: La Com-
mission des affaires juridiques a travaillé pendant une année
sur la révision du code de procédure civile et un consensus
s'est dégagé autour d'un principe, à savoir que la procédure
doit être la plus praticable possible. C'est dans l'idée de pour-
suivre cet objectif, cette finalité, qu'elle a traité de la question
des délais, et notamment de la jurisprudence du Tribunal fé-
déral concernant le décompte des délais des actes adres-
sés en courrier A plus. Pour le dire simplement à l'attention
des personnes qui ne connaîtraient pas cette prestation de
la Poste, elle permet de livrer des courriers et de documenter
la réception sans que le destinataire ait besoin de signer la
lettre. Concrètement, le site Internet de la Poste mentionne
à quel moment le courrier a été distribué dans la boîte aux
lettres ou la case postale du destinataire.
Le problème est que, dans des situations où des justiciables
étaient défendus par des avocats ou d'autres professionnels,
des documents ont été notifiés par ce biais dans des cases
postales, notamment le week-end, et les professionnels en
question n'ont vu les courriers que le lundi et ont pensé que
c'était à partir du mardi que le délai commençait à courir. Ils
ont donc déposé des recours tardivement, ce qui a donné
lieu à des jurisprudences du Tribunal fédéral.
D'un point de vue dogmatique, le Tribunal fédéral a consi-
déré que le délai devait commencer à courir dès le dimanche
si le document était mis dans la boîte postale le samedi,
puisqu'il était librement accessible sans signature dès le sa-
medi, même si les études d'avocats étaient fermées ce jour-
là. C'est dogmatiquement correct, mais les conséquences
pratiques pour les justiciables ont pu être dramatiques parce
qu'ils ont perdu leurs droits. La commission propose donc au
conseil de faire partir le délai des actes notifiés le samedi en
courrier A plus le mardi, comme il en va pour les courriers
recommandés.
La commission a par ailleurs accepté que cette motion, des-
tinée à faire un pas de plus, le pas ultime en quelque sorte,
vous soit soumise avec l'objectif d'unifier la computation des
délais en A plus pour toutes les procédures de rang fédéral
– civile, pénale, ou relevant de la loi sur le Tribunal fédéral,
de la procédure administrative, de la procédure pour les as-
surances sociales et pour les quelques autres délais restés
inscrits dans le code des obligations.
Cette proposition, du point de vue de la science juridique,
n'est pas correcte, mais la commission a jugé que, d'un point
de vue politique, le plus important n'était pas la science ju-
ridique mais la protection des justiciables. C'est pour cela
qu'elle a décidé à l'unanimité de déposer cette motion.
Le Conseil fédéral s'oppose à la motion avec trois arguments.
Tout d'abord, il soutient que le fait de modifier la computa-
tion des délais en procédure pénale serait inutile, puisque les
actes en procédure pénale doivent se faire par recommandé
ou par d'autres modes de communication qui impliquent un
accusé de réception.
Cet argument n'a pas été invoqué par le représentant du
Conseil fédéral lors des débats en commission. Donc je se-
rais bien en peine de vous dire comment la commission aurait

apprécié cet argument. Je relève toutefois, à titre personnel,
mais j'estime que je n'aurais sans doute pas été le seul à le
faire en commission, que si cette proposition est sans portée
pour la procédure pénale, elle ne nuirait en tout cas ni à la
cohérence de l'ensemble ni aux intérêts du justiciable.
Dans son deuxième argument, le Conseil fédéral estime que
la motion serait prématurée et ne reposerait pas sur un
examen approfondi de ses implications, notamment sur les
règles de procédure cantonales. C'est un argument qui a été
soulevé en commission, mais qui n'a pas emporté la convic-
tion des commissaires. Ils ont considéré que les cantons res-
taient libres de fixer les règles de computation des délais
qu'ils souhaitent, voire d'adopter des règles différentes des
règles fédérales dans les domaines qui relèvent de leur com-
pétence exclusive, même si beaucoup de cantons renvoient
aux règles de la procédure administrative fédérale. C'est en
effet dans ce domaine qu'ils ont la marge de manoeuvre la
plus importante.
La solution proposée dans la motion aurait été refusée lors
de la session spéciale de notre conseil en mai dernier. C'est
le troisième argument du Conseil fédéral. La seule remarque
qu'on peut faire, à mon avis, c'est que notre conseil est natu-
rellement souverain dans ses choix et qu'il peut parfaitement
accepter cette motion, même s'il a refusé il y a peu de chan-
ger la teneur d'une des dispositions du code de procédure ci-
vile. Il pourrait vouloir le faire précisément pour essayer d'as-
surer une unité dans différentes lois de procédure de rang
fédéral.
La commission vous demande, à l'unanimité, d'accepter cette
motion et d'écarter la proposition du Conseil fédéral de rejeter
la motion.

Keller-Sutter Karin, Bundesrätin: Herr Dandrès hat die Ar-
gumentation des Bundesrates eigentlich perfekt dargelegt;
ich muss hier nicht mehr ausführlicher werden. Ich möchte
einfach noch einmal zu bedenken geben, dass die Anwen-
dung dieser Zustellmethode bzw. dieses Fristenlaufs auf die
Strafprozessordnung problematisch ist, weil es dort nicht um
A-Post-Zustellungen geht, sondern vielmehr darum, dass Zu-
stellungen nur mit Empfangsbestätigung erfolgen.
Sollten Sie die Motion annehmen, werde ich namens des
Bundesrates im Ständerat beantragen, diesen Vorstoss in ein
Postulat umzuwandeln.

Präsidentin (Kälin Irène, Präsidentin): Der Bundesrat bean-
tragt die Ablehnung der Motion.

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; 22.3381/25086)
Für Annahme der Motion ... 170 Stimmen
(Einstimmigkeit)
(1 Enthaltung)
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bei der Stiefkindadoption

Motion CAJ-N.
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